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Der Bundesausschuß Friedensrat-
schlag beschloß am Wochenende bei 
einem Treffen in Kassel eine Stellung-
nahme zum Ukraine-Konflikt. In der 
am Montag dazu verbreiteten Presse-
mitteilung heißt es:
Die Friedensbewegung in Deutsch-
land ist besorgt über die jüngste Ent-
wicklung in und um die Ukraine und 
fordert alle Konfliktparteien auf, ihre 
Streitigkeiten auf dem Weg von Ver-
handlungen zu lösen. Da der Konflikt 
eine Geschichte hat, die nicht erst mit 
dem Eingreifen Rußlands auf der Krim 
begann, sondern auf die jahrelangen 
Versuche des Westens zurückgeht, die 
Ukraine aus dem Einflußbereich Ruß-
lands herauszulösen und den Markt-
bedingungen der EU unterzuordnen, 
hat er eine internationale Dimension 
angenommen. (…)

Mit großer Sorge wird die innenpo-
litische Entwicklung in der Ukraine 
gesehen, die es – mit massiver Un-
terstützung aus dem Westen – rechts-
extremen und faschistischen Grup-
pierungen wie »Swoboda« oder dem 
»Rechten Sektor« ermöglicht hat, zu 
Wortführern auf dem Maidan zu wer-
den und Schlüsselpositionen in der 
»Übergangsregierung« zu besetzen. 

Erinnern wir uns: Als in Österreich 
2000 die rechtspopulistische Haider-
Partei FPÖ sich an der Regierung betei-
ligte, erließen 14 EU-Staaten Sanktio-
nen gegen Wien. Heute wüten faschi-
stische Banden in Kiew und anderen 
Teilen der Ukraine, ohne daß aus der 
EU auch nur ein Sterbenswörtchen der 
Distanzierung zu hören ist. Im Gegen-
teil: Der rechten Übergangsregierung 
wird finanzielle Unterstützung in Mil-
liardenhöhe versprochen. Bei so viel 
politisch-moralischer Verkommenheit 
muß man zum Schluß kommen, daß 
sich die EU-Außenpolitik längst nicht 
mehr von ihren eigenen hehren Prinzi-
pien der Demokratie, Menschenrechte 
und Rechtstaatlichkeit, sondern von 
purem Machtstreben und von Interes-
sen leiten läßt.

Vor diesem Hintergrund war die rus-
sische Reaktion auf die ukrainische Ent-
wicklung für uns keine Überraschung. 
Gleichwohl war der Beschluß des russi-
schen Parlaments, zum Schutz »unserer 
Landsleute und der Angehörigen der 
Einheiten der russischen Streitkräfte« 
notfalls »bewaffnete Truppen« auf dem 
Territorium der Ukraine einzusetzen, 
»bis die soziale und politische Situati-
on in diesem Lande sich normalisiert 

hat«, eindeutig eine unzulässige und 
völkerrechtswidrige Überdehnung des 
Stationierungsabkommens. (…) Nach 
der Charta der Vereinten Nationen ist 
eine Sezession unzulässig, es sei denn 
sie beruht auf einer einvernehmlichen 
Regelung der betroffenen Parteien – in 
diesem Fall also der Gesamt-Ukraine. 
(…) Für problematisch halten wir auch 
das Argument Moskaus, Truppen zum 
»Schutz« der Bevölkerung stationieren 
zu können. Es gibt kein Recht auf ei-
ne »humanitäre Intervention«, und die 
Friedensbewegung hat oft genug gegen 
so oder ähnlich begründete Militärak-
tionen Position bezogen (z. B. NATO-
Krieg gegen Jugoslawien, Afghanistan-
Krieg, Irakkrieg, Luftkrieg gegen Liby-
en, Frankreichs Krieg in Mali).

Wir weisen aber ausdrücklich dar-
auf hin, daß die russischen Maßnah-
men nur vor dem Hintergrund der mas-
siven Einmischung des Westens in die 
inneren Angelegenheiten der Ukraine 
und der Gewalteskalation in Kiew zu 
verstehen sind. (…)

u Der vollständige Text der  
Stellungnahme im Internet:  
http://ag-friedensforschung.de/ 
regionen/Ukraine1/Welcome.html 

Abgeschrieben

Seit Jahren gibt es in Leipzig 
eine heftige Diskussion um 
das sogenannte »Einheits- 

und Freiheitsdenkmal«, das an 
das Ende der DDR erinnern 
soll. Der Wettbewerb um dessen 
Gestaltung ist jetzt gescheitert – 
haben die Gegner des Denkmals 
damit gesiegt?

Ganz im Gegenteil! Die Leipziger Bür-
gerschaft demonstriert erneut »Wir sind 
das Volk« und bleibt sich damit treu. 
2008, mehr als ein Jahr nach dem Be-
schluß für den Bau des entsprechen-
den Berliner Denkmals, hatte der Bun-
destag gönnerhaft geruht, Leipzig ein 
Juniordenkmal zuzubilligen. Eine Art 
Denkmal-Schnäppchen mit Landesra-
batt. Zum Festpreis für die sächsische 
Provinz. 

Ohne befragt worden zu sein, ist 
das für die Stadt des revolutionären 
Oktobers 1989 nicht hinnehmbar. Die 
Leipzigerinnen und Leipziger errich-
ten und finanzieren ihre Denkmäler 
selbst – siehe Völkerschlachtdenkmal. 
Im übrigen wurden im Bundestag da-
mals Ursache und Wirkung jener 89er 
Tage auf den Kopf gestellt. Leipzig 
besteht aber auf der historischen Lo-
gik: Mauerfall und deutsche Einheit – 
wie immer man dazu steht – sind die 
Folge der Leipziger Ereignisse. Nicht 
umgekehrt.

Die Linke macht sich in Leipzig 
als einzige Partei seit 2009 für demo-
kratische Bürgerbegehren stark. Wir 
wollen also die Frage zur Abstimmung 
stellen: »Sind Sie dafür, daß in der 
Stadt Leipzig ein aus Bundes- und 
Landesmitteln finanziertes Freiheits- 
und Einheitsdenkmal errichtet wird?«

Das Denkmal sollte auf dem Platz 
entstehen, der nach Wilhelm Leu-

schner benannt ist. Gegen diesen 
Standort gab es heftigste Beden-
ken – sind darin vielleicht auch 
Vorbehalte gegen den Namensge-
ber zu erkennen?

Keinesfalls. Leipzig hält das Anden-
ken an diesen großen Sozialdemokra-
ten in Ehren und steht insbesondere zu 
dessen antifaschistischer Biographie. 
Aber die Stadtspitze hat die Leipziger 
auch in dieser Detailfrage unterschätzt. 
Den Versuch einer Parkgestaltung unter 
dem Vorwand, dort die Erinnerungs-
stätte zu errichten, hat die Bevölke-
rung sofort durchschaut. Das heißt: Der 
Denkmalsgedanke würde durch die seit 
langem überfällige Bebauung dieser 
Nachkriegs-Wüstenei im Stadtzentrum 
verfälscht. Es wäre eine Disneyland-
Variante als Denkmal entstanden. 

SPD-Oberbürgermeister Burk
hard Jung macht die Medien 
dafür verantwortlich, daß die 
Stimmung gegen seine Denkmals-
pläne gekippt ist. Hat er mit dem 
Vorwurf recht?

Es ist ein hilfloses Rückzugsgefecht, 
um der politischen Krise zu begegnen, 
die zu den bevorstehenden Kommu-
nal- und Landtagswahlen gravieren-
de Auswirkungen haben kann. Es ist 
doch ein politischer Skandal ersten 
Ranges, wenn zum 25jährigen ’89-Ju-
biläum vom »Freiheits- und Einheits-
denkmal« nicht die geringste Spur zu 
sehen ist. Bis 2015, der 1 000-Jahrfeier 
Leipzigs, wird sich daran auch nichts 
geändert haben. 

Außer Spesen nichts gewesen – bis-
lang sind es 450 000 Euro. Ein etwas 
mageres Ergebnis, für das der Ober-
bürgermeister die volle Verantwortung 
trägt. Er hat es jedenfalls geschafft, die 
Leipziger zu provozieren und damit 
zu polarisieren. Sein autoritäres Vor-
gehen birgt die Gefahr in sich, daß das 
Projekt scheitert. 

Wie soll es weitergehen? 
Die eindeutige Position der Leipziger 
Linken habe ich eingangs dargestellt. 
Auf dem nächsten Stadtparteitag am 
22. März wird es einen entsprechenden 
Beschlußantrag geben, der wohl eine 
Mehrheit bekommt. Dann legen wir 
mit dem Sammeln der notwendigen 
26 000 Unterschriften im Rahmen des 
Kommunal- und Europawahlkamp-
fes los. Es wäre wünschenswert und 
zweckmäßig, das Bürgerbegehren mit 
der Landtagswahl am 31. August 2014 
zu verbinden. Alle weiteren Schritte 
hängen vom Ausgang dieser Volksab-
stimmung ab.�
� Interview: Markus Bernhardt 

»Der  Oberbürgerme i st e r  t räg t 
d i e  vo l le  Verantwortung«
In Leipzig will die Linkspartei die Bürger über ein »Einheits- und 
Freiheitsdenkmal« abstimmen lassen. Ein Gespräch mit Volker Külow

Durchbricht El Salvador nun 
die Hegemonie der neoli-
beralen und reaktionären 

Cliquen in Zentralamerika? Durch 
den sich abzeichnenden, aber noch 
nicht offiziell bestätigten Sieg von 
Salvador Sánchez Cerén könnte 
dem kleinen Land zwischen Nica-
ragua, Honduras und Guatemala 
ein Linksruck bevorstehen. Dabei 
ist eigentlich am Sonntag nur die 
Regierungspartei in ihrer führenden 
Rolle bestätigt worden. Sánchez 
Cerén war schon in den vergangenen 
fünf Jahren als Vizepräsident zweit-
höchster Repräsentant des Landes. 
Doch die unter dem jetzt scheiden-
den Staatschef Mauricio Funes er-
wartete Linkswende ist weitgehend 
ausgeblieben. Zwar gab es wichtige 
Sozialprogramme und auch eine 
punktuelle Kooperation mit Kuba 
oder Venezuela, doch in erster Linie 
lehnte sich El Salvador an die USA 
an. Verstärkt wurde das Zurückwei-
chen vor dem Druck von rechts noch 
durch den Putsch in Honduras, bei 
dem 2009 der gewählte Präsident 
Manuel Zelaya gestürzt wurde. 

In dieser Situation konnte in den 
vergangenen Jahren der Eindruck 
entstehen, Sánchez Cerén sei nicht 
nur der Stellvertreter von Funes, 
sondern zugleich dessen linke Op-
position. Das wurde besonders an 
der Haltung zu der 2004 von Hugo 
Chávez und Fidel Castro gegrün-
deten Bolivarischen Allianz für die 
Völker Unseres Amerikas (ALBA) 
deutlich. Funes lehnte einen von der 
Parteibasis geforderten Beitritt zu 
diesem antiimperialistischen Bünd-
nis, dem sich neben Venezuela und 
Kuba inzwischen auch Bolivien, 
Nicaragua, Ecuador und mehrere 

kleine Karibikstaaten angeschlossen 
haben, ab. Sánchez machte demge-
genüber genau damit Wahlkampf.

Doch ein wirklicher Kurswechsel 
kann nur gelingen, wenn er über 
Symbolpolitik hinausgeht. Wie 
andere Länder der Region befindet 
sich El Salvador fest im Griff inter-
nationaler Konzerne, die etwa in 
der Textilindustrie vor allem Frauen 
zu Elendslöhnen ausbeuten. Eine 
souveräne Wirtschafts- und Finanz-
politik wird dadurch erschwert, 
daß der US-Dollar die eigentliche 
Landeswährung und El Salvador 
außerdem Mitglied der von den 
USA dominierten Zentralamerika-
nischen Freihandelszone CAFTA 
ist. Die Armutsrate lag 2012 nach 
Angaben der Weltbank bei 34,5 Pro-
zent, immerhin etwas weniger als 
die 37,8 Prozent beim Amtsantritt 
von Funes. Erschwert wird die Lage 
durch eine hohe Kriminalitätsrate, 
vor allem durch die Zehntausende 
Mitglieder zählenden Banden der 
»Mara Salvatrucha«. Für deren 
Entstehen ist Washington zumindest 
mitverantwortlich, denn die »Ma-
ra« entstanden aus Straßengangs 
lateinamerikanischer Immigranten 
in Städten der USA, die später in 
ihre Geburtsländer abgeschoben 
wurden. Der Staatsapparat ist zu-
dem in weiten Teilen noch immer 
von Seilschaften aus den Zeiten der 
Diktatur (1980 bis 1992) dominiert, 
eine strafrechtliche Verfolgung der 
Verbrechen von Militär und Todes-
schwadronen hat es bis heute nicht 
gegeben. Mit einem Auswechseln 
des Kopfes an der Spitze ist es also 
auch in El Salvador nicht getan. 
Doch der Kurswechsel kann ein er-
ster Schritt sein.

Kurswechsel
Präsidentschaftswahl in El Salvador

Andrij Parubij
Aufklärer des Tages

Die Bundeswehr fliegt in 
dieser Woche 40 Ukrainer 
nach Deutschland aus, die 

bei den Auseinandersetzungen in 
Kiew im Februar schwer verletzt 
wurden. Unter ihnen befänden sich 
Demonstranten und auch mehrere 
Polizisten, erklärt eine große Boule
vardzeitung ihren Lesern. Und 
Bundesaußenminister Frank-Walter 
Steinmeier: »Fast 100 Menschen ha-
ben ihr Leben verloren, nahezu 1 000 
wurden schwer verletzt, als Ukrainer 
auf dem Maidan in Kiew aufeinan-
der geschossen haben.« Aufeinander 
geschossen? Die Ausführungen 
haben es in sich – und bleiben wohl 
doch ohne Konsequenzen. Bislang 
wird mantragleich allein der gestürz-
te ukrainische Präsident Wiktor Ja-
nukowitsch für die Toten verantwort-
lich gemacht. Ein in der vergangenen 
Woche publik gewordenes Telefonat 

zwischen der EU-Außenbeauftragten 
Catherine Ashton und dem estni-
schen Außenminister Urmas Paet 
wird hierzulande einfach ignoriert. 
Es legt nahe, daß Regierungsgegner 
Heckenschützen instruiert haben. 

Bisher vergeblich fordert der 
russische Außenminister, Sergej 
Lawrow, die Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) solle die tödlichen Schüsse 
während der Straßenschlachten in 
Kiew untersuchen – dies sieht im 
übrigen auch eine von Steinmeier 
mit ausgehandelte Vereinbarung 
zwischen Regierung und Opposition 
vor. Die neue, von EU und USA 
gestützte Führung in Kiew denkt gar 
nicht daran. Ein Parlamentsausschuß 
soll’s richten, geleitet vom neuen 
Chef des Nationalen Sicherheitsra-
tes, Andrij Parubij. Der Mitbegrün-
der der rechten Sozial-Nationalen 
Partei der Ukraine, Vorläufer der 
heutigen Swoboda-Partei, hat als 
»Kommandant vom Maidan« die 
Regierungsgegner auf dem Unab-
hängigkeitsplatz angeführt. Stell-
vertreter des »Chefaufklärers« ist 
der Faschist Dmitro Jarosch vom 
»Rechten Sektor«. Das ist in etwa so, 
als würde die Neonaziverteidigerin 
Nicole Schneiders den NSU-Prozeß 
in München leiten. � (rg)

u Von André Scheer

Volker Külow ist Landtagsabgeord-
neter der sächsischen Linkspartei 
und Vorsitzender des Leipziger 
Stadtverbandes seiner Partei
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